














Beschluss  
der  Baudirektion  des  Kantons Bern 

(Genehmigung nach  Art. 44  BauG) 

Nr. 	P1A/RDP1/vb 	 Bern,  18.  Juni  1971 

A.  Rus  den  Akten: 

Gemeinde: 
	

Busswil b/Büren  

Gegenstand: 
	

Ueberbauunqs- und Gestaltunqsplan mit Sonder-

bauvorschriften für  die  Parzelle Nr.  184  im  

Hinterdorf (Teilzonenplan). 

Oeffentliche Auflage: 	gemäss Auflagezeugnis im Sinne  von Art. 133  

Abs.  2  BauV 

Gemeindeversammlungs- 

beschluss: 	29.10.1970  

Unerledigte Einsprachen:  1)    

 

2)  

fiechteverwahrungen: 	keine  

S.  Erwägungen:  

a)  Gemäss  Art. 44 des am 1.1.1971 in Kraft  getretenen Baugesetzes vom  

7.6.1970  (BauG) genehmigt  die  kantonale Baudirektion  die  Gemeindebau-

vorschriften - zu denen auch  die  Ueberbauungs- und Gestaltungspläne 

sowie  die  Sonderbauvorschriften zählen - soweit diese  den  kantonalen 

Bestimmungen entsprechen, im öffentlichen Interesse liegen und zweck-

mässig sind. Gesetzwidrige oder unzweckmässige Vorschriften kann  die  

Genehmigungsbehörde ändern. Im Genehmigungsbeschluss entscheidet  die  

Baudirektion gleichzeitig  die  unerledigten Einsprachen, wobei Dritt-

mannsrechte (Privatrechte und Entschädigungsansprüche) vorzubehalten 

sind.  
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h)  Durch  den  vorliegenden Ueberbauungsplan soll  der  Zonenplan aus dem 

Jahre  1960  erweitert werden, indem bisher  in der  Landwirtschaftszone 

liegendes  Land  zu Baugebiet erklärt wird. Das vom  Perimeter des  Ueber-

bauungsplanes erfasste Baugebiet wird indessen nicht einer bestimmten  

Zone  zugeteilt, was als zweckmässig erscheint, weil  die  Parzelle Nr.  

184  aufgrund  von  Sonderbauvorschriften  und  Gestaltungsplan vier-  und  

fünfgeschossige Gebäude aufnehmen soll.  Die  Erschliessungskosten tragen 

Bauherrschaft  und  Gemeinde nach  der  im Vertrag vom  28.10.1970  getroffenen,  

von der  Gemeindeversammlung gutgeheissenen Regelung. Nachteilig wirkt sich 

bi dieser  Art deg  planorischen Vorgshsna allerdings  eus,  doss dot  Zonen-

plan  über  die  tatsächlich bestehenden Bauzonen nur mangelhaft Auskunft 

gibt.  

c) Die  beiden unerledigten Einsprachen  bemängeln weder  die  Ausgestal-

tung  des  Ueberbauungs- und Gestaltungsplanes, noch  die  Form und  den  

Inhalt  der  Sonderbauvorschriften, sondern beschäftigen sich allgemein 

mit  der  Opportunität einer Einzonung.  

  (1)  befürchtet,  die  Gemeinde habe infolge dieser Ueberbau-

ung ein drittes Schulhaus zu erstellen, was zu einer weiteren Verschul-

dung führe.  Es  bestehe kein Bedürfnis für  die  Schaffung eines so bedeu-

tenden Quartiers. Auch    (2)  macht geltend,  der  Steuerertrag  der  

anzusiedelnden Familien werde gering sein, sodass  der  Gemeinde allzu 

grosse Lasten erwüchsen. 

mit diesen Einwänden nehmen  die  Einsprecher allgemeine öffentliche Inter-

essen wahr. Sie hatten bereits im Rahmen  der  Gemeindeversammlung Gelgen-

heit, ihre Bedenken geltend zu machen. Nachdem  die  Einsprecher vor  der  

Gemeindeversammlung nicht durchgedrungen sind, können nur schwerwiegen-

de Gründe  die  Genehmigung  des  Ueberbauungs- und Gestaltungsplanes durch  

die  Baudirektion verhindern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sowohl  

die  Elektro- und Wasserkommission wie auch  die  Baukommission  der  Gemein-

de gegen  die  Schaffung neuen Baugebietes Einsprache erhoben hatten, weil  

die  Erschliessungsfrage noch nicht genügend abgeklärt war. Sie haben in-

dessen, gestützt auf  den  Vertrag vom  28.10.1970,  ihre Einsprachen nach-

träglich zurückgezogen. Zwar ist zu bedauern, dass  die  Erweiterung  der  

Bauzone nicht aufgrund einer sorgfältigen Ortsplanung vorgenommen wurde, 

doch geht aus  der  Stellungnahme  der  Gemeinde vom  11.  Juni  1971  hervor, 



dass sie durch  die  Erschliessungskosten nicht übermässig belastet 

wird. Nach  Art. 71  ff.  des  neuen Baugesetzes hat  die  Gemeinde  die  

Basiserschliessung selbst zu erstellen, kann aber mittels eines Richt-

planes diese Pflicht beschränken.  Die  im vorliegenden Fall getroffene 

Lösung lehnt sich, obwohl unter  der  Herrschaft  des  alten Rechtes ge-

troffen,  an Art. 72 des  Baugesetzes  an. Die  allgemeine Ausrüstung  des  

Quartiers mit Schulen  etc.  kann  die  Gemeinde grundsätzlich nicht auf  

die  private Bauherrschaft abwälzen, sondern sie hat dazu  die  allgemei-

nen Steuermittel  in  Anspruch zu nehmen. Allerdings ist  die  finanziel-

le Lage  der  Gemeinde, wie sich aus dem Mitbericht  der  Gemeindedirek-

tion vom  26. Mai 1971  ergibt, heute sehr angespannt, doch ist ein 

Schulhausneubau bereits im Gange, sodass  die  Nicht-Genehmigung  der  

Gesamtüberbauung keine wesentliche Entlastung  der  Gemeinde bewirken 

könnte. Unter diesen Umständen ist  den  Einsprachen,  die  im übrigen nicht 

näher substanziert worden sind, keine Folge zu geben.  

d)  Die  Sonderbauvorschriften sind mit folgenden Aenderungen zu geneh-

migen:  

Art. 12  Abs.  1  erhält folgenden Wortlaut: 

"Für  die  Bemessung  des  Parkflächenbedarfs sind  die Art. 37  ff.  der  

kantonalen Bauverordnung vom  26.11.1970  anwendbare  

Art. 15  Abs.  2  wird folgendermassen ergänzt:  

"Die  Gemeindebaupolizeibehörde kann geringfügige Verschiebungen oder 

Aenderungen  der  Bauwerke  in  eigener Kompetenz gestatten!  

Art. 16  erhält folgenden zweiten Absatz:  

"Der  Vertrag zwischen Bauherrschaft und Einwohnergemeinde betr. Ueber-

bauung und Erschliessung  der  Parzelle Nr.  184  vom  28.10.1970  bildet 

einen integrierenden Bestandteil dieser Sonderbauvorschriften. 

Soweit keine ausdrückliche Regelung getroffen wurde, sind alle Detail-

erschliessungsanlagen i.S.  des  Baugesetzes vom  7.6.1970  und  der  Bau-

verordnung vom  26.11.1970 von den  Grundeigentümern zu bauen  und  zu be-

zahlen.  Die  im Vertrag unter "Kanalisation,  Ziff. 4"  genannte Rückzah-

lungsfrist  von 15  Jahren beginnt  mit  der  Abnahme  der  Kanalisation durch  

den  Staat Bern zu laufen". 
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C.  Aus diesen Gründen wird 

beschlossen:  

1. Der von der  Gemeinde Busswil b/Büren  am 29.10.1970  beschlossene 

Ueberbauungs- und Gestaltungsplan mit Sonderbauvorschriften für  die  

Parzelle Nr.  184  im Hinterdorf wird unter Vorbehalt  von  Drittmanns-

rechten im Sinne  der  Erwägungen genehmigt.  

2. Die  unerledigten Einsprachen werden als öffentlich-rechtlich un-

begründet abgewiesen.  

3. Gegen diesen Beschluss kann innert  30  Tagen seit  der  Eröffnung 

beim Regierungsrat Beschwerde erhoben werden.  Die  Beschwerde ist 

schriftlich bei  der  kt. Baudirektion einzureichen; sie hat das Rechts-

begehren und  die  Begründung zu enthalten. Bei Unterlassung oder Rück-

zug  der  Beschwerde wird  der  vorliegende Beschluss auf  den Tag  seiner 

Eröffnung rechtskräftig.  

4. Der  Regierungsstatthalter  von  Büren hat dem Gemeinderat sowie  den  

Einsprechern diesen Beschluss zu eröffnen, dem Gemeinderat ein geneh-

migtes Plandoppel mit  der  Aufschrift "Ueberbauungs- und Gestaltungs-

plan mit Sonderbauvorschriften für  die  Parzelle Nr.  184  (=Teilzonen-

plan)"  und ein  Ex. der  SBV zuzustellen,  von der  Gemeinde  die  Genehmi-

gungskosten  von Fr. 850.--  nebst  den  Eröffnungskosten zu beziehen und 

abzutaxieren. Je ein Doppel  des  Beschlusses und  des Planes  mit SBV 

sind für das Amtsarchiv.  Die  eingereichte Fotokopie  des  Vertrages 

zwischen Bauherrschaft und Gemeinde vom  28.10.1970  verbleibt im Archiv  

der  kt. Baudirektion.  

DER  BAUDIREKTOR:  
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